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Die Stadtwerke München begrüßen den Gesetzentwurf zum Bayerischen Bauturbo-Gesetz 

ausdrücklich. Insbesondere die gesetzliche Verankerung eines Vorrangs der Wohnraumschaffung, 

die umfassenden Erleichterungen beim Bauen im Bestand sowie die Ausweitung 

verfahrensrechtlicher Beschleunigungsinstrumente stellen wesentliche Fortschritte dar. 

Positiv hervorzuheben sind insbesondere: 

• die Verankerung des überragenden öffentlichen Interesses an Wohnraumschaffung 

• die systematische Entbürokratisierung des Umbaus im Bestand durch neuen 

Abschnitt VIII („Umbau“) 

• die Ausweitung der Genehmigungsfiktion auf alle Nicht-Sonderbauten 

• die Reduktion von Prüf- und Nachweispflichten 

Die Maßnahmen tragen insgesamt dazu bei, Planungs- und Investitionssicherheit zu erhöhen und 

Bauvorhaben schneller umzusetzen. 

 

1. Beschleunigte Genehmigungsverfahren 

Der Gesetzentwurf enthält wesentliche Verbesserungen zur Beschleunigung von 

Genehmigungsverfahren. Insbesondere die Ausweitung der Genehmigungsfiktion auf alle 

Bauvorhaben im vereinfachten Verfahren sowie die Vereinfachungen im 

Genehmigungsfreistellungsverfahren sind geeignet, die Verfahrensdauer deutlich zu verkürzen. 

Gemäß Beschluss des Bayerischen Landtags sollen Baugenehmigungen im Bereich des 

Wohnungsbaus maximal drei Monate dauern – liegt dann keine Entscheidung vor, gilt ein Antrag 

automatisch als genehmigt. 

In der Praxis erfolgt durch Nachfragen oder Nachforderungen im Rahmen der 

Vollständigkeitsprüfung der Genehmigungsbehörde jeweils eine erhebliche Verlängerung der 

Genehmigungsdauer, da mit Vorliegen der Beantwortung bzw. Nachreichung der maximale 

Zeitraum von drei Monaten erneut zu laufen beginnt. Die maximale Dauer zur 

Vollständigkeitsprüfung sollte auf eine Woche nach Zugang des Bauantrags beschränkt 

werden. Hierdurch würde die Dauer des Baugenehmigungsverfahrens um mindestens zwei 

Wochen verkürzt.  

 

A) BayBO Art. 68 (2) 1. 
 
… Die Frist für die Entscheidung beginnt 
a) eine Woche nach Zugang des Bauantrags oder 
b) eine Woche nach Zugang der verlangten Unterlagen, wenn die 
Bauaufsichtsbehörde vor Fristbeginn eine Aufforderung nach Art. 65 Abs. 1 Satz 2 
versandt hat… 
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2. Genehmigungsfiktion und Sonderbauten 

Die vorgesehene Ausweitung der Genehmigungsfiktion auf alle Nicht-Sonderbauten ist ein 

wesentlicher Fortschritt, da sie Planungssicherheit schafft und Verfahren beschleunigt. 

In der praktischen Anwendung zeigt sich jedoch, dass gemischt genutzte Gebäude, etwa 

Wohngebäude mit integrierten Gemeinbedarfsnutzungen wie Kindertagesstätten, häufig als 

Sonderbauten eingestuft werden. Dies hat zur Folge, dass die Genehmigungsfiktion in diesen 

Fällen nicht greift: 

Sofern und sobald eine Einrichtung des Gemeinbedarfs, z.B. eine Kindertagesstätte, als 

Bestandteil eines Wohngebäudes geplant ist, erfolgt die Einstufung des Gesamtgebäudes als 

Sonderbau und die Zusicherung der maximalen Bearbeitungsfrist (sog. Genehmigungsfiktion) von 

maximal 3 Monaten greift hierdurch nicht mehr. -> Eine Kindertagesstätte als untergeordneter 

Bestandteil eines Wohngebäudes ist weiterhin als Sonderbau einzustufen. Jedoch soll dies nicht 

zum Verlust der Zusicherung einer Prüffrist von maximal drei Monaten für das gesamte Gebäude 

führen. 

Vor diesem Hintergrund sollte geprüft werden, ob untergeordnete Gemeinbedarfsnutzungen 

innerhalb von Wohngebäuden nicht zu einem generellen Ausschluss von 

Beschleunigungsinstrumenten führen. Ziel sollte es sein, die Vorteile der Genehmigungsfiktion 

auch bei typischen städtischen Nutzungsmischungen zu erhalten. 

 
BayVwVfG Art. 42a 
 
Genehmigungsfiktion 
 
(1) 1Eine beantragte Genehmigung gilt nach Ablauf einer für die Entscheidung 
festgelegten Frist als erteilt (Genehmigungsfiktion), wenn dies durch Rechtsvorschrift 
angeordnet und der Antrag hinreichend bestimmt ist. 2Die Vorschriften über die 
Bestandskraft von Verwaltungsakten und über das Rechtsbehelfsverfahren gelten 
entsprechend. 
(2) 1Die Frist nach Abs. 1 Satz 1 beträgt zwei Monate, soweit durch Rechtsvorschrift 
nichts Abweichendes bestimmt ist. 2Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen. 3Sie kann einmal angemessen verlängert werden, wenn dies wegen der 
Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. 4Die Fristverlängerung ist zu 
begründen und rechtzeitig mitzuteilen. 
(3) Auf Verlangen ist demjenigen, dem der Verwaltungsakt nach Art. 41 Abs. 1 hätte 
bekannt gegeben werden müssen, der Eintritt der Genehmigungsfiktion schriftlich zu 
bescheinigen. 

 
BayBO Art. 2 (4) 
 
(4) Sonderbauten sind Anlagen und Räume besonderer Art oder Nutzung, die einen 
der nachfolgenden Tatbestände erfüllen: 
 
… 
22. Ein Wohngebäude ist kein Sonderbau, wenn eine Kindertagesstätte in 
untergeordnetem Maß (weniger als 10% der Fläche) integriert ist. 

 

 



  

Seite 5 von 7   

 

SWM Positionspapier  

Bayerisches Bauturbo Gesetz 

 

3. Gesetzliche Verankerung einer reduzierten Genehmigungsgebührenbemessung 

Eine gesetzliche Verankerung einer reduzierten Genehmigungsgebührenbemessung des 

Werkswohnungsbaus analog dem sozialen Wohnungsbau würde den Werkswohnungsbau weiter 

finanziell entlasten. 

Auch sollten in den landesspezifischen Bauordnungen Ausnahmen bei 

Werkswohnungsbauvorhaben ermöglicht werden, die in unmittelbarer Nähe zu Arbeitsplätzen 

entstehen sollen. Denkbar sind etwa Erleichterungen in Bezug auf Abstandsflächen oder von 

Nachverdichtungen. 

 

 
Speziell für den Werkswohnungsbau sollte eine reduzierte Gebührenbemessung 
eingeführt werden, um Bauvorhaben kostengünstiger und schneller realisieren zu 
können. 
 

 

4. Abstandsflächenregelungen 

Der Gesetzentwurf enthält punktuelle Erleichterungen im Bereich der Abstandsflächen, 

insbesondere für den Ersatz bestehender Gebäude unter Wahrung der bisherigen Abmessungen. 

Gleichzeitig bleiben die Abstandsflächenregelungen weiterhin ein wesentlicher begrenzender 

Faktor für die innerstädtische Nachverdichtung. Aus Sicht der Stadtwerke München besteht hier 

weiterhin Anpassungsbedarf, um die Potenziale für zusätzlichen Wohnraum besser nutzen zu 

können. 

Angeregt wird daher eine weitergehende Flexibilisierung der Abstandsflächenregelungen, 

insbesondere bei Maßnahmen der Nachverdichtung im Bestand sowie im Umfeld von 

Arbeitsstätten. Ebenso sollte geprüft werden, inwieweit die Nutzung von Abstandsflächen über 

Grundstücksgrenzen hinweg erleichtert werden kann. 

Art 6 BayBO: 
 
(2) 1Abstandsflächen sowie Abstände nach Art. 28 Abs. 2 Nr. 1 und Art. 30 Abs. 2 müssen auf 
dem Grundstück selbst liegen. 2Sie dürfen auch auf öffentlichen Verkehrs-, Grün- und 
Wasserflächen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte 3Abstandsflächen sowie Abstände im Sinn 
des Satzes 1 dürfen sich ganz oder teilweise auf andere Grundstücke erstrecken, wenn rechtlich 
oder tatsächlich gesichert ist, dass sie nicht überbaut werden, oder wenn der Nachbar 
gegenüber der Bauaufsichtsbehörde schriftlich zustimmt; die Zustimmung des Nachbarn gilt 
auch für und gegen seinen Rechtsnachfolger. 4Abstandsflächen dürfen auf die auf diesen 
Grundstücken erforderlichen Abstandsflächen nicht angerechnet werden. 
 
5) 1Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,4 H, bei Giebelseiten bis max 16m 0,2 H , in 
Gewerbe- und Industriegebieten 0,2 H, jeweils aber mindestens 3 m. 2Durch städtebauliche 
Satzung oder eine Satzung nach Art. 81 kann ein abweichendes Maß der Tiefe der 
Abstandsfläche zugelassen oder vorgeschrieben werden. 3Für solche Regelungen in 
Bebauungsplänen gilt § 33 BauGB entsprechend. 
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(6) 1Bei der Bemessung der Abstandsflächen bleiben außer Betracht 
1. vor die Außenwand vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachüberstände 
2. untergeordnete Vorbauten wie Balkone und eingeschossige Erker, wenn sie 
a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der Außenwand des jeweiligen Gebäudes, 
höchstens jeweils 5 m, in Anspruch nehmen, 
b) nicht mehr als 1,50 m vor diese Außenwand vortreten und 
c) mindestens 2 m von der gegenüberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben, 
 
3. bei Gebäuden an der Grundstücksgrenze die Seitenwände von Vorbauten und 
Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstücksgrenze errichtet werden, 
4. Maßnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung an bestehenden Gebäuden, wenn sie 
 

a) eine Stärke von nicht mehr als 0,30 m aufweisen und 
b) mindestens 2,50 m von der Grundstücksgrenze zurückbleiben. 

(7) 1In den Abstandsflächen sowie ohne eigene Abstandsflächen sind, auch wenn sie nicht an 
der Grundstücksgrenze errichtet werden, zulässig 
1. Garagen einschließlich ihrer Nebenräume, überdachte Tiefgaragenzufahrten, Aufzüge zu 
Tiefgaragen und Gebäude ohne Aufenthaltsräume und Feuerstätten mit einer mittleren 
Wandhöhe bis zu 3 m 5 m und einer Gesamtlänge je Grundstücksgrenze von 9 m, wobei die 
Höhe von Dächern mit einer Neigung von mehr als 45 Grad zu einem Drittel, mit einer Neigung 
von mehr als 70 Grad voll der Wandhöhe hinzugerechnet wird; Giebelflächen bleiben bei einer 
Dachneigung bis zu 45 Grad unberücksichtigt, 
2. gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge je 
Grundstücksgrenze von 9 m, 
3. Stützmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industriegebieten, außerhalb 
dieser Baugebiete mit einer Höhe bis zu 2 m. 
Die Länge der die Abstandsflächentiefe gegenüber den Grundstücksgrenzen nicht einhaltenden 
Bebauung nach den Nrn. 1 und 2 darf auf einem Grundstück insgesamt 15 24 m nicht 
überschreiten. 
 

 

5. Erleichterungen beim Bauen im Bestand („Umbau“) 

Die Einführung des neuen Abschnitts „Umbau“ stellt aus Sicht der Stadtwerke München den 

zentralen Baustein des Gesetzentwurfs dar. Die gesetzliche Verankerung von Erleichterungen für 

den Umbau im Bestand ersetzt in vielen Fällen aufwendige Abweichungsverfahren und schafft 

damit erhebliche Vereinfachungen für Planung und Genehmigung. 

Positiv hervorzuheben sind insbesondere: 

• der Verzicht auf neue Nachweise für bestehende Bauteile im Hinblick auf den 

Feuerwiderstand, 

• die Reduzierung technischer Anforderungen in bestehenden Gebäudeteilen, 

• die Vereinfachung beim Umgang mit bestehenden Gebäudeklassen sowie 

• der Wegfall der Stellplatzpflicht bei der Schaffung von Wohnraum im Bestand. 

Diese Maßnahmen tragen wesentlich dazu bei, Umbau- und Nachverdichtungspotenziale zu 

aktivieren und die wirtschaftliche Umsetzbarkeit entsprechender Projekte zu verbessern. 
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Aus Sicht der Stadtwerke München sollte geprüft werden, inwieweit die Erleichterungen auch 

stärker auf spezielle Anwendungsfälle wie den werksbezogenen Wohnungsbau ausgedehnt 

werden können. 

 

 

6. Digitalisierung der Genehmigungsverfahren 

Die Beschleunigung von Verfahren hängt wesentlich von der Digitalisierung der 

Verwaltungsprozesse ab. Der Gesetzentwurf adressiert diesen Aspekt bislang nur indirekt. 

Aus Sicht der Stadtwerke München sollte die Einführung digitaler Bauanträge sowie die 

durchgängige Digitalisierung der Genehmigungsprozesse weiter vorangetrieben werden. Dadurch 

können zusätzliche Effizienzpotenziale gehoben und Verfahrenszeiten weiter reduziert werden. 

 


